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Politischer Cheil .

Rundschau .

Bcrli » , 13. September .

Die diplomatischen Unterhandlungen , welche
noch zwischen Preußen und einigen Regierungen
Deutschlands in der Schwebe sind , haben nach
der „ Prov . - Corresp . " niil großen Schwierigkeiten
zu kämpfen . Mit Sachsen ist »och imnier kein

Abschluß erlangt . Die Unterhandlungen mit Mei -

ningen , welche Preußen wegen Unwilifähigkeit
des Herzogs abbrechen mußte , sind aus dem Still -

stände nickt herausgetreten . Doch darf es zu einigem
Tröste gereichen , daß mit Reuß ä. L. eine Per -

sländigung näher gerückt erscheint . Die Fürstin
Regenlin Caroline hat sich dazu herbeigelassen , Be -

vollmächtigte nach Berlin zu senden , die über den

Anschluß des Fürstenthums Reuß - Greiz an den
norddeutschen Bundesstaat unterhandeln sollen , was

besagtem Bundessiaal sehr wohl ihun wird . — Der

pariser „ Elendart " iheilt mit , daß der Kurfürst von

Hesse » Unlerhantlungen mit Preußen über seine

Perzichileistung auf die kurhessische Souveränität

hat einleiten lassen . Er soll Herausgabe seines

HauSvermogens und eine Entschädigung verlangen ,
die man preußischerseitS nicht abgeneigt wäre , ihm

zu bewilligen . Der „Etendarl " ist ein sehr braves

vfficiöseS Blatt und da ein recht beträchtlicher
Theil der wichtigsten deutschen Angelegenheiten über

Paris nach Deutschland befördert wird , so möchte
dieser Nachricht vielleicht Glauben beizumessen sein .
Um so mehr als auch anderweit berichtet wird , daß
der Kurfürst von Hessen , der König von Hannover ,
der Herzog von Nassau und der König von Sachsen

ihren Aufenthalt in Oesterreich nehmen werden ,
wo sie theils große Besitzungen haben , theilS solche

zu kaufen ini Begriff sind ; eine herrliche Tafel -
runde , die uns lebhaft an das Mahl jener de -

pvssedirten ( abgesetzten ) Fürsten erinnert , deren

zufälliges Znsanimentrcffen in dem Gasthose einer
Stadt Italiens Boltaire in feinem „ Candide "
so anmuthig schildert . Nur der Erbprinz von

Augustenburg verschmäht eS vorläufig noch , dieser
Tafelrunde beizutreten . Es wird vielmehr ver -

sichert , daß Serenissimus in, Laufe der letzten
Wocke sich herablassend erboten hat , als Herzog
von Schleswig - Holstein in den norddeutschen Bund

zu treten . — Der Generalgouverneur von Hau -
nover , Herr v. Boigts Rhetz , hat unter Hinweis
auf den noch fortbestehenden Kriegszustand bekannt

gemacht , daß für jede durch Exccsse entstehende Be -

schätigung von Staats - und Privatcigcnthum die

betreffende Gemeinde haften soll , falls der Schul -
dige nicht auszuniitteln ist . — Der König von Hol -
land hat , wie bestimmt behauptet wird , in Paris
bereits vermittelnden Beistand in Bezug auf Luxem -
bürg nachgesucht und denselben auch erhalle «.
Jedoch beabsichtigt Frankreich auch bei diesem An - !

lasse nicht über eine rein diplomatische Aktion hin -

auszugehen und eS wird selbst diese mit großer
Vorsicht und Reserve zur Anwendung bringen .
Man scheint in Paris von dem Grundsatze auSzu -
gehen , daß der norddeutsche Bund nicht als Rechts -

Nachfolger des alten Frankfurter Bundes anzusehen
ist . Daß Preußen das BesatznngSrecht aufgebe ,
scheint nickt zu erwarten zu sein , obwohl es dadurch
nickt nur die französische Regierung , sondern auch
die öffentliche Meinung in Frankreich gegen sich
einnehmen würde . — Dem gesetzgebenden Körper

Frankfurts , wie der ständigen Bllrgerrcpräsentation
ist von der preußischen Regierung zugestanden wor -

den , ihre komniunale Thäiigkeit wieder in regel -
mäßiger Weise aufzunehmen , jedoch mit der verpfllch -
lenden Erklärung , daß sie sich jeglicher Ausübung
von SouveräniiätSrechlen z ». enthalten haben . -

In Aussen ( Steiermark ) hat eine Zusammenkunft
Abgeordneter aus den deutsch - österreichischen
Landtagen stattgefunden , um über die Mittel und

Wege zu bcraihen , welche zur Behauptung der

Stellung der Deutsch - Oesterreickier und Erhaltung
des Zusammenhanges mit Deutschland einzuschlagen
seien . Es wurde anerkannt : Die Bildung einer

geschlossenen deutschen Partei sei nothwendig .
Der Dualismus ( Zweitheilung de « Reiches ) ,
begrenzt durch Anerkennung und gemeinsame parla -
mentarische Behandlung wirklich gemeinsamer An -

gelegenheiten , sei die einzige Form zur Erreichung
eines freiheitlichen Lebens , doch sei daneben auch
eine legale Gesammtverlretung der diesseits der

Leitha gelegenen Länder geboten .
In Amsterdam hat die Börse ihre Geschäfte

unterbrechen müssen , weil Bolkshaufen in dieselbe
eingedrungen sind . Die Unruhen sind daher ent -

standen , daß die Gemeindebehörde wegen der Eho -
lera die Kirmesfeste untersagt hat . Die Anisler -
damer Kirmes ist ein großer , mehrere Wochen lang
andauernder Carneval .

Die Ankunft des Herrn v. Moussier in Paris
wird noch durch eine wichtige Angelegenheit in Eon -

stantinopel verzögert . Es handelt sich um ein vom

Marquis de Moustier vorgelegtes Project , die meist
von Christen bewohnten Provinzen der Türkei

Epirus , Thessalien , Candia u. s. w. zu einem Für -
stcnthum zu vereinigen , an dessen Spitze ein christ -
sicher Prinz unter der Souzeränelät der Pforte
nach dem Vorbilde des rumänischen Hospovorats
stehen würde . Auch England scheint diesem Plane
sehr geneigt und dem Auftauchen desselben ist es

zuzuschreiben , daß die türkische Regierung ihrem

Kommissar Mustapha Pascha so wohlwollende In -

structionen iu Bezug auf die Behandlung der kan -

divtischen Insurgenten erlheilt hat . — „ Epoque "
kann nicht unihin , den liberalen preußischen Ab

geordneten für die Offenherzigkeit zu danken , mit

welcher dieselben in dem Konimissicnsberichl über

vie Annexionen ihre Theorien entwickelt hätten .

„ Wir zweifeln nicht daran , fügt die „ Epoque "
schließlich hinzu , daß wir emes Tages ihnen werden

zeigen können , daß ihre Belehrung unS genützt hat ,
und daß die Bewohner der Rheinprovinzen (bei
ihrer Annexion an Frankreich nämlich ) eben so
wenig zu Rath gezogen zu werden brauchen , wie
die Bewohner von Hannover oder Nassau . " Oho !

Nach Berichten aus Italien , soll die Volks -
abstimnlung in Venetien Milte dieses Monats statt -
finden . —

�
Aus Sicilien lauten die Nachrichten

über den Stand der öffentlichen Sicherheit sehr nn -
günstig . _ Man wirst den dortigen Nkegierungsbe -
Hörden Schwäche und llnfähigkeit vor . Auch in
Calabrien hat das Brigantenwescn sehr zuge -

! nommen .
In England hat die Reformliga während'

des ersten Jahres lhres Bestehens in den 20 Haupt -
�städtischen und circa 50 provinziellen Abzweig »»-

gen 600 Meetings veranstaltet und über 100,000
�Exemplare von Adressen , Zirkularen und anderen
Veröffentlichungen vertheilt .

Aus Amerika wird gemeldet , daß nun auch
! Abgesandte zu einer radicalen Convention in

Philadelphia eintreffen . Auf einer bereits stattge -
fundenen Zusammenkunft derselben wurden Reden

gegen den Präsidenten gehalten . Von Weudell
Philips wird derselbe im „ Anti - Slavery Standard "
aufs Heftigste angegriffen und der Kongreß aufge -
fordert , „ den meineidigen Usurpator und Verrälber "
abzusetzen . Auch General Butler griff ihn auf
einem Meeting der Radikalen zu Gloucester heftig
an und bemerkte u. A. : Wenn der Norden nicht
standhaft zum Kongreß hielte , würde man bald
die Arbeil der letzten vier Jahre von Neuem zu
beginnen haben .

Deutschland .
Berlin , �3. Seplbr . ( Abgeordnetenhaus . �

In der 16 . Sitznng am 11 . September stand die
Berathung über das Wahlgesetz fürdenReicks -
tag des norddeutschenBundeS auf der TageS -
ordnung .

Referent T Westen : Man hat viel gegen da « Recht
der Eroberung gesprochen , aber da « ethische Princip ,
welche « diese « Recht in der Neuzeit sanctionirl , ist die
Geltendmachung de « nationalen Bedürfnisse «. Hier ist
nicht das Recht der Legitimität , nicht da « Recht der
Volksionveränetät anwendbar . Man kann nicht jeder
einzelnen Stadt ihr SebstbestimmungSrecht zusprechen ,
wo e« sich um Geltendmachung der Bedürfnisse der Na -
lion handelt ; man mnsj gegen die Territorien dasselbe
Recht geltend machen , wie gegen die Fürsten ; sie müssen
sich dem Bedürfnis de « Ganzen unterordnen . Ein Wahl¬
gesetz kann nur durch Ihatsächliche Gewalt , wckche jetzt
von Preußen gehandhabt wird , eingeführt werden , lieber
die Ausdehnung de « Bundesstaate « sei auch viel gespro -
chen worden ; man habe die Zusammenfassung von ganz
Deutschland verlangt , aber man müsse hier nach Erwä¬
gung aller Umstänt e sagen , daß jetzt der Theil besser sei,
al « das Ganze . Allerdings würde man e« jür ein na¬
tionale « Unglück halten müssen , wenn die Theilnng zwi -
scheu Nord und Südvenlschland von Dauer sein würde ,
aber die Zeit sei wohl nicht mehr fern , wo diese Tren -
n » ng schwinden werde . Bi « zu diesem Zeitpunkt aber



Oiilffe man sich so einrichten , dah der norddeutsche Bund
bestehen Idnnr In dieser Hofsnung solle man an das
Werk gehen , die jetzige Schöpfung solle kein Abschluß ,
sondern ein Ansang sein .

Es sind zahlreiche Amendement » u, A. vom Abg .
Schulze - Delitzsch betreffs der Diäten und der Reise -
dergiitung eingebracht , die »vir an betreffender Stelle bei
der Debatte einfüge » werden .

Abg. Groote ( gegen die Gesetzvorlage ) : Die Ans -
gäbe, », < uns gestellt , ist sehr eigenthümlicher Ratnr .
Wir solle » mitwirken , eine VersammlUttg von Bolksver -
tretern zu berufen siir die Berathung eine « Bundespro -
jektes , da « » » « selbst in den dunkelsten Umrissen noch
nicht bekannt ist . Um so wichtiger ist es, zu erwägen ,

! welche Folgen daraus slir das preußische Bersassungsleben
und welche für Deutschland daraus einstehen können .

I Für den wesentlichsten Tbcil der Länder , die es umfaßt ,
I nämlich für Preußen , besteht ja schon eine Bolksvertre -

lung . Sein Hauptgewicht soll da « Parlament in dem

� Rechte finden , das Militär - Budgel festzusetzen . Aber auch
diese Frage betrifft eine wesentlich preußische Einrichtung .
Das Parlament wird eine Machtenlsaltung vergebens
suchen , denn gerielhe es einmal zu Preußen in eine Op -
Position und zwar in eine berechtigte , so brauchte die

preußische Regierung sich ja nur aus ihren Staat znrllck -
I zuziehen , oder vielmehr , da dies Parlament in Berlin

tagen soll , die Vertreter der anderen Staaten einfach in

ihre Heimath zurück zu schicken. Durch diese Einrichtung
verstärkt Preußen allerdings seine Macht al « Centralge -
wall , aber die Parlamentsmacht wird aus zwei Versamm -
lnngen verlheilt nud dadurch geschwächt . Dem preußi -
scheil Abgeordnetenbause wird der wesentlichste Thetl sei-
ner Machlbcsugniß entzogen und einer machtlosen Ver >
sammlung übertragen . Die Regierung bleibt am Maine

stehen und befestigt sich in dem sebr realen Unternehmen ,
den preußischen Staat zu vergrößern und zwar nur so
weit , als sie ihn mit preußischem Geist beherrschen kann .
Der deutsche Band ist zu einem norddeutschen zusaznmen -
geschrunipst und die Tbeilutig Deutschlands steht bevor .
Keinen Fuß breit Deutschen Lande ? wollte man ausgeben
und jetzt sollte der Deutsche Sinn verschmerzen , daß das
Vaterland in zwei Hälste » getrennt wird ? Ich hoffe , er
wird sich einst ermanne » > ( Bravo links . )

Abg . Strosser : Die konservative Partei hatte für
ein Parlament in Erinnerung an da « Jahr 18�8 nicht
sehr große Sympaihieen , sie fragte sich, ob es möglich
sei , Oesterreich au « Deutschland herauszubringen , und
sie hielt das nicht für sehr wahrscheinlich , ebenso konnte

sie nicht wünschen , in der süddentschen Demokratie der

Regierung eine Opposition z» schaffen . Sie begt die

Hoffnung , daß der Süden einst im geeignete » Moment
mit iinS vereinigt wird , wenn es unter den Bedingungen
geschehen kann , welche den norddeutschen Bund nicht ge-
fährden . Redner glaubt , daß die directe Wahl weit mehr
der conservaliven Parte , zu Gute kommen wird , als der
liberalen . Was die geheime Abstimmung anbelangt , so
glaubt die conservativc Partei , daß es sich für den Mann

zieme , össeutlich zu stimmen , aber sie nimmt auch die ge.
Heime Abstimmung an, da dadurch der Wähler der Be

einfiusftiug der liberalen Partei entzogen würde .

Minister - Präsident Graf Bismarck tritt ein .

Abg . Birckow ( gegen die Borlage ) . Die Regierung
konnte zweierlei thuii ! sie konnte voll und wahr aus das

Parlament eingehen , und dazu war auch Anfangs Hoff
nung vorhanden , wie der Redner au « einzelneu Aeuße -

rungen der Regierung nachweist . Man dnrfte hoffen ,
daß ein näheres Berhäliniß zu de » süddeutsche » Staate »
erhalten werde , statt dessen sind alle Berbandlniigen mit

diesen Staaten abgebrochen . Wenn der Resereut die Be -

hauptuug von der Zerstückelung Deutschlands als einen

Unsinn bezeichnet , so gestehe er, sein logischer Stnn stehe
noch aus einer so niedrigen Stufe , da er die Zerstückc
lung Deutschland » thalsächlich vor sich sehe. Wenn man
die Hoffnung ausspreche , es werde der Zeitpnnkt eintre¬

ten , wo Süddeutschland herankommt , so kann er ebenso
die Befürchtung aussprechen , daß dies nicht arschichl und

geschichtlich wird sich kein Beispiel zeigen lassen , wo ein
vom Ganzen getrennter Theil zum Ganzen zurückgekehrt
sei. Bis jetzt war es das traurige Vorrecht de « Hanfes
Habsburg . Theile deutschen Landes vom Ganzen abzu
trennen so die Schweiz , die Niederlande , Lothringeu ,
Elsaß . Preußen hatte immer den Ruhm , deutsches Land

festzuhalten ' , jetzt zum ersten Male hat e« ein großes
Stück Deutschland « durch einen Treunnugsstrich losge -
löst . Oesterreich ist au « Deutschland gedriingl , aber wo
ist die Sicherheit , daß Oesterreich uichl mit den süddeut -
schen Staaten Verbindungen eingeht , welche den süd
deutschen Bund anderswohin seinen Schwerpunkt finden
lassen , al « nach Norden ? Er würde mit Freuden den
norddeutschen Blind begrüßen , wenn er nur ein lieber -

gangsstadinm wäre , aber wenn man den nördlichen Theil
von Hesseu - Darmstadl zum norddeutschen Bund bringt ,
und den südlichen Theil sich selbst überläßt , so kann er
darin nicht den Wille » der Regierung zur Anbahnung
einer späteren Bereinigung sehen ; es scheint fast , als ob
die Annahme des Bvrrediier « von der Nolhwendigkeit des

HerausdrängenS der süddeutschen Demokratie richtig sei.

— Durch den Zusatz , daß da « Parlament nur ein be -
rathendeS sein soll , wird es unter da « preußische ge-
stellt , welches doch eigentlich da ? untergeordnete sein loll .
Aus solchen gegenseitigen Verhandlungen müssen Verwir -
rungen hervorgehen , welche er hier nicht weiter ausführen
will und die nur dadurch zu beseitigen sind , daß man
dem Parlament eine größere Macht , den einzelnen Volk «.
Vertretern kleinere Macht beilegt . Er sieht in dem
Reichstag Nicht « als eine neue Geldbewillizungsmaschinc .
Im Mittelalter wendete » sich die Fürsten an die Alchy .
misten , wenn sie Geld brauchten , beute müssen die Volks -
vertreliinge » die Rolle der Alchymisten übernehmen . Wenn
die Regierung eine Einrichtung schaffen wollte , welche
nicht den ualionalen Geldbeutel hätte öffne », sondern
die nationale Begeisterung wachrufen müssen , so hätte sie
die Rechte bezeichne » sollen , welche dem Parlamente inne -
wohnen sollen , vielleicht würde dann der Abg . Strosser
nicht so aus ganzem Herzen zustimmen . Ihm schien
z. B. da « norddeutsche Parlament als dazu berechtigt ,
endgültig über die Annexionen zu entscheiden . Wenn
mit dem norddeutschen Bund in der That der Ansang
zu einem deutschen Parlament geschaffen würde , dann
würde er sich gern denjenigen seiner Freunde , die für die
Vorlage stimmen wollen , unterordnen , aber wenn die
Regierung etwas wirklich Anerkennenswerthes hätte schaf .
sen wollen , so hätte sie ja eine derartige Vorlage machen
können .

Abg. v Carlvwitz ( für die Vorlage ) . Der Redner
ist aus der Jonrnalistentribüne kaum zu verstehen .

Abg . Dr. Libelt ( Pole , gegen die Vorlage ) . Er
führt an «, daß die Polen dadurch , daß sie tapser gekämpft
haben , nicht ihre Nationalität ausgegeben , sondern nur
einen größeren Anspruch erworben hätten , daß Preußen
ihre Nationalität herstelle . Der Redner geht dann ein -
gehend auf die Ansprüche über , welche zu erheben die
Polen ein Recht haben . Er überreicht dem Präsidenten
einen Protest der Polen .

Abg . Dr . S i m s o n spricht sich in einer sehr wohl ge-
setzten Rede für die Regierungsvorlage au «. Es handle
sich nicht um die regelmäßige Bottsvertretung de « nord -
denischen Bunde « , sondern um das sogenannte Parlament
all Koo, welches einmal zusammentritt , die Grundzüge
der Verfassung de « norddeutschen Bunde « niederlegt und
dann zu regieren aushört . Dem ersten darf keine « von
den Rechten vorbehalten werden , die Virchow für das
Parlament fordert , dem zweiten können sie nicht gegeben
werden .

Abg . v. Gerlach ( Gardelegen ) : Das vorliegende
Gesetz verlangt eine Vereinbarung über die künftige Ge -
üaltung Nvrddeutschland « mittelst einer Bolksvertrelnng .
Dieser Weg widersprich ! der deutschen Geschichte , nur
von 18- 48 bis 1850 hat mau Gleiche « versucht und die
damaligen Resultate ermulbigcn nicht zur Wiederholung
des Experiments . Historischer und meiner Ansicht eut -
sprechender würde es sein , wenn man die Vereinbarung
zwischen den Fürsten selbst stattfinden ließe . Jede Wahl
an sich ist ein Unglück ( große Heiterkeil ) , weil sie der
VolkSleidenschaft , dem Jutriguireu ( Heiterkeit link «) im-
mer neue Nahrung giebt . Fragen Sie in jedem Dorfe
nach , und die Majorität — und Sie legen ja so große «
Gewicht auf Majoritäten — wird Ihnen sagen , wie fa
tal und mibequem jede neue Wahl dort ist. So hätte
ich also gewünscht , daß uns die Wahlen erspart , die
Strafe uns nicht auferlegt würde . ( Heiterkeit . ) Und
wen » es doch unvermeidlich war , so sollte wenigstens ein
anderer Wahlmodus stattfinden . Die Dreiklassen >Wahl
ist inangelhait , aber nian muß dergleichen so lange er -
tragen , bis man Besseres hat . Schon in Erfurt und in

Frankfurt ist die Frage zur Entscheidung gekommen , daß
die Kopfzahl - Wahl ein atmnistrteS Volk , einen „Urbrei "
voraussetzt . Der Besitz der Quadratmeile muß ein grö -
ßere « politisches Recht verleihen , al « der Quadratruihe .
Ferner werden Sie nun zugeben , daß keine Wahl ohne
Beeinflussung stattfinde » kann , gerade die Masse ohne
politisches Bewußtsein , bedarf dessen am meisten . Von
wem anders soll dieser geübt werden , als von der na -
türlichen Autorität und das ist immer die nächststehende .
Frage man mich , wem der Landmann zunächst zu ver -
trauen habe , so würde ich, erst den Schulzen und dann
erst den Landrath nennen . Diese nächste Autorität müßte
auch im Wahlgesetz aufrecht erhalten und nicht aus ent -
fernlere hingewiesen werden . Deshalb bin ich gegen die
Borlage . ( Bravo rechts . )

Nachdem noch Or. Löwe gegen die Borlage ge-
sprechen , wird die allgemeine Diskussion geschlossen und
Referent T westen erwidert auf einige Einwendungen .
Die Stellung zu unserer Verfassung mag Bedenken ha-
den , aber wenn die neue Versammliing nicht blo « par¬
lamentarische Beredtsainkeil , sondern Einsicht und poli
tische Intelligenz besitzt , dann wird sich uns Alle « beugen .
Die Furcht , daß die Beschränkung auf Nord - Dentschland
nur aus ein Ueberwiegen Preußens hinauslaufen werde ,
ist unbegründet , wenn sich die Hoffnung erfüllt , daß die
versprochene Schonung der Eigenthllmlichkeit die Selbst -
Verwaltung in jenen Ländern fördern werde .

Um 3 Uhr wurde die Debatte aus den folgenden
Tag vertagt .

In der 17 . Sitzung am 12 September schritt
das Haus zur Spezialdiscussion des Reichswahl -
gesetzes :

Der Z. l ( eine Einschaltniig der Kommission ! lautet :
„ Zur Berathung der Bcrsassung und der Einrichtungen
de « Norddeutschen Bundes soll ei » Reichstag gewählt
werden . "

Ministerpräsident Gras Bismarcki Die königliche
Regierung hat sich gestern enthalten , an der allgemeinen
Discussion Theil zu nehmen , um so mehr , nachdem so-
wohl der Herr Berichlerstaller al « der Herr Abg . Sim -
son dasjenige , was die königliche Regierung zur Vcrtre -
lung ihres Siaiidpunkle « und der Borlage in ihrer nr -
sprünglichen Gestalt hätte sagen können , in beredteren
Worten »dargelegt haben , al « sie mir zu Gebole gestan -
den hätten . In Bezug auf die Amendements erlaube ich
mir indeß einige Bemerkungen Wir sind in dem der
Vorlage angehesteten Bündtiiß - Entwurf mit denjeuigen
Regierungen , die ihn vollständig angenommen haben ,
dahin übereingekommen , „ daß die verbündeten Regierun -
gen gleichzeitig mit Preußen die auf Grund de « Reich «-
Wahlgesetzes vom 12. April 1840 vorzunehmenden Wah -
len der Abgeordneten zum Parlamente anordnen wollen
und letzteres gemeinschaftlich mit Preußen einberufen . "
Diese Berpflichtung , welche die Regierungen übernommen
haben , wird in demselben Maße anfechtbar , in welchem
wir uns von dem ursprünglichen Texte des ReichSwahl -
gesetzes von 1849 enlsernen . Die Regierung hat deshalb
Manche « mit ttberuonimen , worauf sie von Hause au «
nicht verfallen sei » würde , gerade weil die Beipfltchtung
der übrigen Regierungen genau auf dieses Gesetz lau -
tele und weil , wenn bei den übrigen Regierungen und
ihren Landständen nicht eine lebhaftere Bereitwilligkeit ,
aus die ganze Sache einzugehen , vorhanden ist , als sich
hier in einigen Theilen dieser Vcrsaiumlnng gezeigt hat ,
sie sehr leicht Vorwände und auch triftige Gründe aus
jeder Aendernng entnehmen könnten , um ihrerseits dem
von uns Allen doch gewünschten Werke Hemmnisse zu
bereiten . Unier den verbündeten Regierungen sind na -
mentlich die beiden Mecklenburg « schon jetzt nicht in der
Lage gewesen , so unbedingt dem Reichswahlgcsetz beizu -
treten , wie die übrigen , sie haben sich vorbehalten , die
Einwilligung ihrer Stände dazu zu beschaffen .

Abg . Schulze - Delitzsch ( gegen die Vorlage ) . Er ist
auch der Ansicht , daß das vom Parlamente berathene
Werk dem preußischen Landtage zur endgültigen Beschluß -
sassung vorgelegt werden muß , aber er möchte Ausklärung
über ein Zwischcnftadiuin : ist die Wirksainkeil des Par -
lanientes auch den Regierungen gegenüber eine bcrathcnde ,
so daß dieselben von de » Beschlüssen vollständig absehen
könne » ? Der Redner führt dann die Mängel au, die in
dem preußischen Entwürfe vorhanden sind ; e« ist nicht
von einem Bundesoberhaupt , sondern von einem Bun -
desfeldherrn die Rede ; cS wird nicht die gesanimte diplo -
malische Vertretung , sondern nur da « Eoiisularwesen in
Einer Hand vereinigt . Wenn ausgeführt worden , daß
die Reichsverfassting zwar dein damalige » Bedürfniß enl -
fprocheu habe , aber jetzt iiichl mehr Passend sei, so frage
er : Wo sich denn das nalioiiale Bedürfniß gaändert ?
Man möge Einzelnheiten ändern , die Grundzüge ent -
sprechen auch heut noch dem Bedürfniß . Die jetzt so ge-
rühinie Mäßigung lann er nicht loben , sie wird später
neue Kämpfe nothwendig »lachen , die er gern dem großen
ganzen Vaterlande und unserem engeren Vaterlande er-
sparen möchte . Für Prsnßeiis Stellung in Deutschland
sei da « beste Fundament die Zustimmung de » ganzen
Volkes .

Graf Bismarck : Ich habe erwartet , daß der Red -
ner Vorschläge über die künftige Reichsversassung machen
werde und war bereit , sie in Erwägung zu ziehen . Er
bat jedoch positive Boischläge nur in Bezug ans die
Grundrechte gemacht , die ich nicht al « zu meinem Ressort
gehörig betrachte . WaS den Vorwurf des DnaliSniiiS in
der ursprünglichen Vorlage der Regierung betrifft , so ist
die Vorlage , welche ich nicht als auf dem Princip de « Dua -
lismus beruhend ansehen kann , vor dem Kriege gemacht .
Der damals erstrebte Zustand war eine wesentliche Ver -
befferung gegen den bestehenden . Die Bezeichnung des
Erreichten al « zu gering ist da « beste Feld der Opposi -
lion , aber wir hätten vielleicht mehr erreicht , wen » Sie
unsere Politik unterstützt hätten ; wir waren durch den
inneren Konflikt gehemmt . Für die Landesvertretung ist
es leicht , Amendements zu stellen , damit erschwert sie
aber die Verhandlungen srhr wesentlich . Ob wir in der
politischen Ausnutzung de » Siege « nicht weit genug ge-
gangen , wird wohl erst die Zukunft zeigen ; wir glauben ,
das ohne Waahalsigkeit Erreichbare erreicht zu haben .
Wir glauben , iu dem Erreichte » Grundlage » zu besitzen ,
um verständige , dem deutschen Nationalgefühl entsprechende
Institutionen zu «chaffen .

Abg . Achenbach ( für §. 1 der Vorlage ) .
Abg . Dr . Virchow : Ich habe die Erfolge der Re -

gierung nie verkleinert , sie hat ans dein Wege ihrer Po -
litik große , ja wunderbare Erfolge erreicht , aber da ihre
Wege nicht unsere Wege sind , so kann ich auch nicht sa-
gen , die Regierung treibe jetzt unsere Politik . Aber weil


	Seite
	Seite

